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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 
• Sitzung des Kreistages am 

05.05.2010 
 

Datum: Mittwoch, 05.05.2010, 17:00 Uhr 
 

Ort: 
 

Salzlandsparkasse, Sitzungssaal, 
Lehrter Straße 15  
in 39418 Staßfurt  

 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Geschäftsordnung 
 
1.1 Eröffnung der Sitzung 
 
1.2 Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Beschlussfähigkeit 
und der Tagesordnung 

 
1.3 Einwohnerfragestunde 
 
1.4 Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den öffentlichen Teil 
der Sitzung am 10.03.2010 

 
1.5 Bericht des Landrates über wichti-

ge Angelegenheiten (§ 51 Abs. 2 
LKO LSA) und Eilentscheidungen 
(§ 51 Abs. 4 LKO LSA); Bekannt-
gabe der Beschlüsse der nichtöf-
fentlichen Sitzung des Kreistages 
und der beschließenden Aus-
schüsse (§ 39 Abs. 2 LKO LSA) 

 
2 Wirtschaftspläne für das Wirt-

schaftsjahr 2010 der Gesellschaf-
ten des Salzlandkreises 
Information - Vorlage: M/215/2010 
 

3 Haushaltskonsolidierungskonzept 
2010 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/489/2010, Nachträge 
B/489/2010/1, B/489/2010/2, 
B/489/2010/3  

 
4 Haushaltssatzung 2010 

Beratung und Beschlussfassung-
Vorlage: B/490/2010, Nachträge  
 
 

 
B/490/2010/1, B/490/2010/2, 
B/490/2010/3  
 

5 Rettungsdienstbereichsplan des 
Salzlandkreises 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/518/2010 
 

6 Bildung von Brandschutzabschnit-
ten im Salzlandkreis ab 2011 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/519/2010 
 

7 Mittelfristige Schulentwicklungspla-
nung für den berufsbildenden Be-
reich – Vereinbarung „Mittelver-
bund" 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/500/2010 
 

8 Mittelfristige Schulentwicklungspla-
nung 2009/10 bis 2013/14 für den  
berufsbildenden Bereich - Verein-
barung über die 1. Änderung der 
Rahmenvereinbarung des "Regio-
nalverbundes Anhalt für berufliche 
Bildung" (Stand 25.02.2010) 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/516/2010 
 

9 Beantragung einer Ausnahmege-
nehmigung für die Anfangsklas-
senbildung im 5. Schuljahrgang 
des Schuljahres 2010/2011 des 
Gymnasiums in Egeln 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/510/2010 
 

10 Konjunkturpaket II - Impulspro-
gramm Schulen 
Umwidmung der Mittel des Projekts 
Gymnasium Egeln, Haus 2 und 
Umverteilung der Mittel auf andere 
laufende Projekte 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/501/2010, Nachtrag 
B/501/2010/1 
 

11 Konjunkturpaket II - Impulspro-
gramm Schulen 
Umverteilung von Mittel in Höhe 
von 400.000 Euro von der Sekun-
darschule "Am Tierpark" Staßfurt 
auf zwei andere laufende Projekte 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/502/2010 
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12 Konjunkturpaket II - Verwendung 

der Mittel aus dem Impulspro-
gramm Schulen, Schulzentrum As-
caneum Aschersleben 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/514/2010 
 

13 Konjunkturpaket II - Verwendung 
der Mittel aus dem Impulspro-
gramm Schulen, Schulzentrum 
Staßfurt-Nord 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/515/2010 
 

14 Konjunkturpaket II - Impulspro-
gramm Schulen  
Umverteilung von Fördermittel in-
nerhalb des Verfügungsrahmens 
des Landrats 
Information - Vorlage: M/218/2010 
 

15 Vertrag über die Bereitstellung von 
40.000 Euro durch die Stadt See-
land an den Salzlandkreis zur an-
teiligen Finanzierung der Brand-
schutzmaßnahmen an der Sekun-
darschule "Seelandschule" Nach-
terstedt 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/503/2010 
 

16 Information zur Sekundarschule 
„Pablo Neruda“ Schönebeck (Elbe) 
im Kontext der Mittelfristigen 
Schulentwicklungsplanung 2009/10 
bis 2013/14 
Vorlage: M/216/2010 
 

17 Umsetzung des Museumskonzep-
tes 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/497/2010 
 

18 Weiterentwicklung der Kulturent-
wicklungsplanung 
Information - Vorlage: M/230/2010 
 

19 Erarbeitung eines Sozial- und Fa-
milienpasses - künftig Salzland-
pass 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: SA/001/2010 

 
20 Abstufung der Landesstraße L 73 

zur Kreisstraße K 2100 im Salz-
landkreis auf der Teilstrecke vom  

 
Knoten mit der Kreisstraße K 2100 
aus Richtung Ortsteil Borgesdorf 
der Gemeinde Pobzig bis zum Kno-
ten mit der Kreisstraße K 2100 in 
Richtung Pobzig gemäß § 7 Stra-
ßenverkehrsgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 06. Juli 1993 
mit Wirkung zum 01.07.2010 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/496/2010 
 

21 Jahresbericht 2009 der Arbeitsge-
meinschaft SGB II Aschersleben-
Staßfurt 
Information - Vorlage: M/231/2010 
 

22 Jahresbericht Amt für Arbeitsförde-
rung für das Jahr 2009 
Information - Vorlage: M/219/2010 
 

23 Jahresbericht 2009 der Suchtbera-
tungs- und Behandlungsstelle 
Schönebeck (AWO Kreisverband 
Salzland e.V.) 
Information - Vorlage: M/220/2010 
 

24 Tätigkeitsbericht 2009 der Psycho-
sozialen Beratung und Betreuung 
des Paritätischen Integrativen 
Netzwerkes e.V. 
Information - Vorlage: M/222/2010 
 

25 Tätigkeitsbericht 2009 der Schuld-
ner- und Verbraucherinsolvenzbe-
ratung des Paritätischen Integrati-
ven Netzwerkes e.V. 
Information - Vorlage: M/223/2010 
 

26 Jahresbericht der Kommunalen 
Beschäftigungsagentur Schöne-
beck 2009 
Information - Vorlage: M/224/2010 
 

27 Jahresbericht des Amtes für Bera-
tungsdienste nach dem SGB II 
(Kommunale Eingliederungsleis-
tungen) und XII des Salzlandkrei-
ses über das Jahr 2009 
Information - Vorlage: M/225/2010 
 

28 Anfragen und Anregungen von Mit-
gliedern des Kreistages (§ 33 Abs. 
6 LKO LSA) 

 
29 Schließung des öffentlichen Teils 

der Sitzung 
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Nichtöffentlicher Teil 
 
30 Geschäftsordnung 
 
30.1 Feststellen der Tagesordnung des 

nichtöffentlichen Teils 
 
30.2 Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den nichtöffentlichen 
Teil der Sitzung am 10.03.2010 

 
30.3 Bericht des Landrates über wichti-

ge Angelegenheiten (§ 51 Abs. 2 
LKO LSA) und Eilentscheidungen 
(§ 51 Abs. 4 LKO LSA) 

 
31 Höhergruppierung / Amt 12 

Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/517/2010 
 

32 Übernahme einer Liegenschaft in 
der Gemarkung Förderstedt mittels  
Erbbaurechtsvertrag  
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/470/2010 
 

33 Veräußerung eines Grundstücks in 
der Gemarkung Gerlebogk 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/508/2010  
 

34 Umschuldung von Kommunalkredi-
ten 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/520/2010 
 

35 Umschuldung von Kommunalkredi-
ten 
Beratung und Beschlussfassung - 
Vorlage: B/521/2010 
 

36 Information zur Umschuldung eines 
Kredites 
Vorlage: M/221/2010 
 

37 Anfragen und Anregungen von Mit-
gliedern des Kreistages 
(§ 33 Abs. 6 LKO LSA) 
 

38 Schließung des nichtöffentlichen 
Teils der Sitzung 

 
gez. Frank Zedler 
Vorsitzender des Kreistages 
 
 

 
• Feststellung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichtes sowie 
Entlastung der Betriebsleitung des 
Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbe-
trieb des Salzlandkreises für das 
Rumpfwirtschaftsjahr vom 01.07. 
bis 31.12.2008  

 
1. 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 26. 
August 2009 (B.-Nr. B/384/2009) den Jah-
resabschluss des Eigenbetriebes Abfall-
wirtschaftsbetrieb des Salzlandkreises  
(Bilanzsumme: 57.108.996,30 EUR) für 
das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2008 in der von der Price-
waterhouseCoopers Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Frankfurt 
am Main, Zweigniederlassung Magdeburg, 
am 29. Juni 2009 testierten Fassung fest-
gestellt und beschlossen, den Bilanzge-
winn in Höhe von 82.864,57 EUR der All-
gemeinen Rücklage zuzuführen. Zugleich 
hat der Kreistag die Betriebsleitung für das 
Rumpfwirtschaftsjahr entlastet. 
 
2. 
Die Wirtschaftsprüfer haben den vorgeleg-
ten Jahresabschluss einschließlich des 
Lageberichtes abschließend mit folgen-
dem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk testiert: 
 
"Wir haben den Jahresabschluss - beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebe-
richt des Eigenbetriebes Abfallwirtschafts-
betrieb des Salzlandkreises, Aschersle-
ben, für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1. 
Juli bis 31. Dezember 2008 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes für 
das Rumpfwirtschaftsjahr nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestim-
mungen der Satzung liegen in der Verant-
wortung des Betriebsleiters des Eigenbe-
triebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung nach § 317 HGB und § 131 Abs. 1 
GO LSA unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftli-
che und rechtliche Umfeld des Eigenbe-
triebes sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen des Be-
triebsleiters sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwen-
dungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Eigenbetriebes. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft  
und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 

 
Magdeburg, den 29. Juni 2009 
 
PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
gez. Peter Nuretinoff    
Wirtschaftsprüfer 
    (Siegel) 
gez. ppa. Markus Salzer   
Wirtschaftsprüfer 
 
3. 
Das Rechnungs- und Gemeindeprü-
fungsamt des Salzlandkreises hat fol-
genden Feststellungsvermerk erteilt: 
 
„Feststellungsvermerk 
des Rechnungs- und Gemeindeprü-
fungsamtes des Salzlandkreises 
 
§ 21 Nr. 1 des Gesetzes über die kom-
munalen Eigenbetriebe im Land Sach-
sen-Anhalt (EigBG) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Fortentwicklung des 
Kommunalverfassungsrecht (GVBl. Nr. 9 
vom 29. Mai 2009, Artikel 4) regelt u. a. im 
Buchstaben b), dass das Ministerium des 
Innern Rechtsvorschriften über den Jah-
resabschluss, die Grundsätze der Prüfung 
des Jahresabschlusses und die Anforde-
rungen an den Inhalt der Beschlüsse zur 
Feststellung des Jahresgewinns oder die 
Behandlung des Jahresverlustes erlassen 
kann. Da diese noch nicht vorliegen und 
durch das Rechnungs- und Gemeinde-
prüfungsamt des Salzlandkreises keine 
eigenen Feststellungen getroffen wer-
den, ergeht unter Einbeziehung des un-
eingeschränkten Bestätigungsver-
merks  der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft PwC NL. Magdeburg folgender 
Feststellungsvermerk  mit folgendem 
Wortlaut: 
 
„Es wird festgestellt, dass nach pflicht-
gemäßer, am 29. Juni 2009 abgeschlos-
sener Prüfung durch die mit der Prüfung 
des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 
beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Pricewaterhouse Coopers Aktien-
gesellschaft, NL. Magdeburg, die Buch-
führung und der Jahresabschluss für das  
 
Rumpfwirtschaftsjahr vom 01. Juli bis    
31. Dezember 2008 des Eigenbetriebes  
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Abfallwirtschaftsbetrieb des Salzland-
kreises Aschersleben den gesetzli-
chen Vorschriften und der Betriebs-
satzung entsprechen.  Der Jahresab-
schluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbe-
triebes. 
 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zureffend 
dar.“ 
 
Die Ordnungsmäßigkeit der  Wirtschafts-
führung muss in diesem Zusammenhang 
ausschließlich auf die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung eingeschränkt wer-
den, da entsprechend § 131 GO LSA i. V. 
m. § 53 HGrG, diese Prüfung Bestandteil 
des Prüfungsauftrags an die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft war. 
 
Eigene Prüfungshandlungen wurden durch 
das Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
amt im Rumpfwirtschaftsjahr vom 01. Juli 
bis 31. Dezember 2008 nicht vorgenom-
men. 
 
Gesamtaussage zum Jahresabschluss  
 
Dem Prüfbericht der v. g. Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft sind folgende Feststel-
lungen, insbesondere zur Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage, zu entnehmen: 
 
Die Vermögenslage  weist ein um 1.976 
TEUR geringeres Gesamtvermögen 
(57.109 TEUR) aus.  
Auf der Aktivseite ist die Verminderung 
überwiegend auf den Rückgang der For-
derungen gegenüber dem Aufgabenträger 
um 2.126 TEUR zurückzuführen. Auf der 
Passivseite ist die Verringerung der Bi-
lanzsumme durch den Rückgang der lang-
fristigen Rückstellungen und des passi-
vierten Rechnungsabgrenzungsposten 
eingetreten. 
 
Die Eigenkapitalquote beträgt 24,8 %. 
 
 

 
Die Finanzlage  wurde anhand einer Kapi-
talflussrechnung dargestellt und zeigt eine 
Analyse des Cashflows.  
Der positive Cashflow auf laufender Ge-
schäftstätigkeit  (140 TEUR) und aus der 
Investitionstätigkeit (4.747 TEUR) sowie 
der Cashflow aus der Finanzierungstätig-
keit (475 TEUR) erhöhten den Finanzmit-
telbestand am Ende der Periode auf 
45.353 TEUR. 
 
Die Ertragslage  im Rumpfwirtschaftjahr 
weist ein negatives Betriebsergebnis von 
1.288 TEUR aus. Den betrieblichen Erträ-
gen von 8.580 TEUR stehen Aufwendun-
gen von 9.868 TEUR gegenüber. Das po-
sitive Finanzergebnis (1.042 TEUR) und 
das positive neutrale Ergebnis (209 
TEUR) sowie die Erstattungen von Ertrag-
steuern (120 TEUR)  haben zu einem 
Gewinn von 83 TEUR geführt. 
Davon entfallen 31 TEUR auf den hoheitli-
chen und 52 TEUR auf den gewerblichen 
Bereich.“ 
 
Bernburg, den 13. Juli 2009 
 
 
gez. Michling 
Amtsleiter 
 
4. 
Der geprüfte Jahresabschluss und der La-
gebericht werden, beginnend am Tag 
nach dieser Bekanntmachung, für die 
Dauer von zwei Wochen in der Kreisver-
waltung, Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg 
(Saale), Zimmer 205 während der Dienst-
stunden öffentlich ausgelegt. 
 
Bernburg, den 21. April 2010 
 
 
gez. Gerstner 
Landrat   (Siegel) 
 
 
• Feststellung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichtes sowie 
Entlastung der Betriebsleitung des 
Eigenbetriebes Kommunale Be-
schäftigungsagentur des Landkrei-
ses Schönebeck für das Wirt-
schaftsjahr 2008 
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1. 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am      
9. Dezember 2009 (B.-Nr. B/424/2009/4) 
den Jahresabschluss des Eigenbetriebes 
Kommunale Beschäftigungsagentur des 
Landkreises Schönebeck (Bilanzsumme 
6.906.161.28 EUR) für das Jahr 2008 in 
der von der Deloitte & Touche GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Magde-
burg, am 19. Juni 2009 testierten Fassung 
festgestellt und beschlossen, den Jahres-
überschuss in Höhe von 3.654,64 EUR auf 
neue Rechnung vorzutragen. Zugleich hat 
der Kreistag die Betriebsleitung für das 
Wirtschaftsjahr 2008 entlastet. 
 
2. 
Die Wirtschaftsprüfer haben den vorgeleg-
ten Jahresabschluss einschließlich des 
Lageberichtes abschließend mit folgen-
dem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk testiert: 
 

"Bestätigungsvermerk des  
Abschlussprüfers 

 
Wir haben den Jahresabschluss - beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebe-
richt der Kommunalen Beschäftigungs-
agentur des Landkreises Schönebeck Ei-
genbetrieb des Salzlandkreises, Schöne-
beck, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2009 geprüft. Durch 
§ 131 Abs. 1 GO LSA wurde der Prü-
fungsgegenstand erweitert. Die Prüfung 
erstreckt sich daher auch auf die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetrie-
bes. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften liegen in der Ver-
antwortung der Betriebsleitung des Eigen-
betriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die wirtschaftlichen Verhältnis-
se des Eigenbetriebs abzugeben. 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprü-
fung entsprechend § 317 HGB und § 131 
Abs. 1 GO LSA unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden und 
das mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs Anlass zu Be-
anstandungen geben. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Er-
wartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der Betriebsleitung des Ei-
genbetriebs sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwen-
dungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss der Kom-
munalen Beschäftigungsagentur des 
Landkreises Schönebeck Eigenbetrieb des 
Salzlandkreises, Schönebeck, den gesetz-
lichen Vorschriften und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes  
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Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft  
und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ei-
genbetriebs geben keinen Anlass zu we-
sentlichen Beanstandungen.“ 
 
Magdeburg, den 19. Juni 2009 
 
Deloitte & Touche  GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
gez. Römgens    
(Römgens)  
Wirtschaftsprüfer 
    (Siegel) 
gez. ppa. Bornkampf    
(Bornkampf) 
Wirtschaftsprüfer    
 
3. 
Das Rechnungs- und Gemeindeprü-
fungsamt des Salzlandkreises hat fol-
genden Feststellungsvermerk erteilt: 
 
„Feststellungsvermerk 
des Rechnungs- und Gemeindeprü-
fungsamtes des Salzlandkreises 
 
§ 21 Nr. 1 des Gesetzes über die kom-
munalen Eigenbetriebe im Land Sach-
sen-Anhalt (EigBG) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Fortentwicklung des 
Kommunalverfassungsrecht (GVBl. Nr. 9 
vom 29. Mai 2009, Artikel 4) regelt u. a. im 
Buchstaben b), dass das Ministerium des 
Innern Rechtsvorschriften über den Jah-
resabschluss, die Grundsätze der Prüfung 
des Jahresabschlusses und die Anforde-
rungen an den Inhalt der Beschlüsse zur 
Feststellung des Jahresgewinns oder die 
Behandlung des Jahresverlustes erlassen 
kann. Da diese noch nicht vorliegen, hat 
das Ministerium des Innern Land Sach-
sen-Anhalt mit Schreiben vom 20. Juli 
2009 die Änderung eigenbetriebsrechtli-
cher Vorschriften erlassen. Im Formblatt 8  
(Anlage 8 zu § 19 EigBG LSA i.V.m. § 322 
HGB) wurde der Wortlaut des Feststel-
lungsvermerks des Rechnungsprüfungs-
amtes festgelegt, wenn durch das Rech- 

 
nungsprüfungsamt keine eigenen Fest-
stellungen getroffen werden. Somit er-
geht unter Einbeziehung des uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerks  der  
 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte 
& Touche GmbH Magdeburg folgender 
Feststellungsvermerk  mit folgendem 
Wortlaut: 
 
„Es wird festgestellt, dass nach pflicht-
gemäßer, am 19. Juni 2009 abgeschlos-
sener Prüfung durch die mit der Prüfung 
des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 
beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Deloitte & Touche GmbH Magde-
burg, die Buchführung und der Jahres-
abschluss für das Wirtschaftsjahr 2008 
der Kommunalen Beschäftigungs-
agentur des Landkreises Schönebeck 
Eigenbetrieb des Salzlandkreises den 
gesetzlichen Vorschriften und der Be-
triebssatzung entsprechen.  Der Jah-
resabschluss vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-
genbetriebes. 
 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zureffend 
dar.“ 
 
Die Ordnungsmäßigkeit der Wirtschafts-
führung muss in diesem Zusammenhang 
ausschließlich auf die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung eingeschränkt wer-
den, da entsprechend § 131 GO LSA i. V. 
m. § 53 HGrG, diese Prüfung Bestandteil 
des Prüfungsauftrags an die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft war. 
 
Eigene Prüfungshandlungen wurden durch 
das Rechnungs- und Gemeindeprüfungs-
amt im Wirtschaftsjahr 2008 nicht vorge-
nommen. 
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Gesamtaussage zum Jahresabschluss  
 
Dem Prüfbericht der v. g. Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft sind folgende Feststel-
lungen, insbesondere zur Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage, zu entnehmen: 
 
Vermögenslage 
 
Das Anlagevermögen hat sich gegenüber 
dem Vorjahr auf Grund der planmäßigen 
Abschreibungen um 131 TEUR verringert. 
Ebenfalls verringert hat sich das Umlauf-
vermögen. Dabei haben sich insbesonde-
re die Forderungen aus Transferleistungen 
um 1.711 TEUR und die Liquiden Mittel 
um 84 TEUR verringert.  
Demgegenüber hat sich der Aktive Rech-
nungsabgrenzungsposten um 265 TEUR 
erhöht. 
Die Sonderposten für Investitionszuschüs-
se haben sich entsprechend der Auflösung 
der zu verrechnenden Abschreibungen um 
131 TEUR reduziert. Rückläufig haben 
sich die Verbindlichkeiten aus Transfer-
leistungen und der Passive Rechnungs-
abgrenzungsposten entwickelt. 
Ingesamt verringerte sich die Bilanzsum-
me um 1.636 TEUR auf 6.906 TEUR. 
 
Finanzlage 
 
Der negative Cashflow aus laufender Ge-
schäftstätigkeit (- 84 TEUR) und der nega-
tive Cashflow aus der Investitionstätigkeit 
(- 15 TEUR) konnten nicht durch den posi-
tiven Cashflow aus der Finanzierungstä-
tigkeit (15 TEUR) gedeckt werden. Dies 
führte zu einem Mittelabfluss und damit 
um 84 TEUR geringere Liquide Mittel  
am Ende der Periode. 
 
Die Liquidität des Eigenbetriebes war 
ganzjährig gesichert. Die Kreditlinie von 
8.000 TEUR musste nicht in Anspruch ge-
nommen werden. 
 
Ertragslage 
 
Das Betriebsergebnis betrug bei einer Be-
triebsleistung von 77.764 TEUR und ei-
nem Betriebsaufwand von 77.796 TEUR   
- 32 TEUR. Auf Grund des positiven Fi-
nanzergebnisses aus Zinserträgen von 37  
TEUR konnte ein Jahresergebnis von     
4 TEUR (3.654,64 EUR) erzielt werden. 

 
Dabei ist zu bemerken, dass die Auf-
wandszuschüsse von Bund und Salzland-
kreis insgesamt um 938 TEUR und die 
anderen Erträge um 228 TEUR zurückgin-
gen. Gleichzeitig reduzierten sich die 
Transferaufwendung um 1.585 TEUR, der 
Personalaufwand stieg um 67 TEUR und 
die anderen Aufwendung um 413 TEUR. 
Die Abschreibungen sanken um 83 
TEUR.“ 
 
Bernburg, 14. Oktober 2009 
 
 
gez. Michling 
Amtsleiter 
 
4. 
Der geprüfte Jahresabschluss und der La-
gebericht werden, beginnend am Tag 
nach dieser Bekanntmachung, für die 
Dauer von zwei Wochen in der Kreisver-
waltung, Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg 
(Saale), Zimmer 205 während der Dienst-
stunden öffentlich ausgelegt. 
 
Bernburg, den 21. April 2010 
 
 
gez. Gerstner 
Landrat   (Siegel) 
 
 
C. Amtliche Bekanntmachungen sons-

tiger Dienststellen 
 
Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Bode-Wipper“ 
 
4. Satzung zur Änderung der Verbands-
satzung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes „Bode-Wipper“ 
 
Auf Grund der §§ 6, 8 und 16 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GKG-LSA) vom 26. Februar 1998 (GVBl. 
LSA S. 81) in der derzeit geltenden Fas-
sung hat die Verbandsversammlung des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
„Bode-Wipper“ in ihrer Sitzung am 
23.03.2010 folgende 4. Satzung zur Ände-
rung der Verbandssatzung des Wasser-  
und Abwasserzweckverbandes „Bode-
Wipper“ vom 22.11.2005 beschlossen: 
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Artikel 1 

 
Die Verbandssatzung des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ 
vom 22.11.2005 (veröffentlicht im Amts-
blatt Nr. 20 für den Landkreis Aschersle-
ben-Staßfurt vom 15.12.2005), zuletzt ge-
ändert durch die 3. Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes „Bode-Wipper 
vom 10.03.2009 (veröffentlicht im Amts-
blatt für den Salzlandkreis Nr. 14 vom 
06.04.2009), wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 2 wird wie folgt geändert:  
 
a) In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 

„Gemeinden“ durch das Wort „Ver-
bandsgemeinden“ ersetzt.  

 
b) In § 2 Abs. 2 wird das Wort „Gemein-

den“ durch das Wort „Verbandsge-
meinden“ ersetzt. 

 
c) In § 2 Abs. 3 werden nach den Worten 

„Eigentum der Verbandsmitglieder“ die 
Worte „und deren Mitgliedsgemeinden“ 
eingefügt. 

 
d) In § 2 Abs. 5 wird das Wort „Gemein-

den“ durch das Wort „Verbandsge-
meinden“ ersetzt.  

 
2. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Abs. 1 S. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Der stimmberechtigte Vertreter der 
Stadt/Verbandsgemeinde in der Ver-
bandsversammlung und sein Stellver-
treter werden vom Gemeinderat ge-
wählt und dem Verband schriftlich be-
nannt.“  

 
b) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

 
„Die Stimmenverteilung ist bis zum 
31.12. eines jeden Jahres für das Fol-
gejahr zu ermitteln und spätestens mit  
 
der Einladung zur ersten Verbandsver-
sammlung des Folgejahres bekannt zu 
machen.“ 

 
 

 
c)  In Abs. 4 S. 4 werden die Worte „und 

des Verbandsausschusses“ gestri-
chen.  

 
3. § 5 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Abs. 1 werden die Worte „dem Ver-

bandsausschuss oder“ gestrichen. 
 
b) In Abs. 2 Nr. 2 wird die Zahl „100.000“ 

durch die Zahl „30.000“ ersetzt. 
 
c) In Abs. 2 Nr. 3 wird die Zahl „100.000“ 

durch die Zahl „30.000“ ersetzt. 
 
d) In Abs. 2 Nr. 6 werden die Worte „Auf-

nahme von Krediten“ durch die Worte 
„Festsetzung des Kreditrahmens“ er-
setzt und die Worte „soweit sie den 
Betrag von 1.000.000 Euro überschrei-
ten“ gestrichen.  

 
e) In Abs. 2 Nr. 9 wird die Zahl „25.000“ 

durch die Zahl „15.000“ ersetzt. 
 
f) Nach Abs. 2 Nr. 15 werden folgende 

neue Nummern 16, 17 und 18 einge-
fügt: 

 
„16.  Vergaben nach VOB und VOL, 

wenn der Wert im Wirtschafts-
plan 500.000 EUR überschreitet 
bzw. bei einer außerplanmäßigen 
Ausgabe bei einer Wertgrenze 
über 50.000 EUR. 

 
17. Einstellung und Entlassung von 

Bediensteten des Zweckverban-
des mit einer Vergütung in den 
Entgeltgruppen 12-15 des TVöD 
im Einvernehmen mit dem Ver-
bandsgeschäftsführer. 

 
18.  den Vorschlag eines Wirtschafts-

prüfers.“ 
 
4.  § 7 Abs. 2 Satz 1 wird aufgehoben.  
 
5.  § 8 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 

„bzw. des Verbandsausschusses der 
Verbandsversammlung“ gestrichen. 

 
b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 

„und seiner Ausschüsse“ gestrichen. 
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c) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 

„(3) Der Verbandsgeschäftsführer hat 
das Recht, in Fällen äußerster Dring-
lichkeit, deren Erledigung auch nicht 
bis zu einer ohne Frist und formlos 
einberufenen Verbandsversammlung 
aufgeschoben werden kann, anstelle 
der Verbandsversammlung Entschei-
dungen zu treffen. Die Gründe für die 
Eilentscheidung sowie die Erledigung 
sind den Vertretern der Verbandsver-
sammlung unverzüglich mitzuteilen. 
Die Angelegenheit ist in die Tagesord-
nung der nächsten Verbandsversamm-
lung zwingend aufzunehmen.“ 

 
d) In Abs. 4 Nr. 1 wird die Zahl „25.000“ 

durch die Zahl „30.000“ ersetzt. 
 
e) In Abs. 4 Nr. 2 wird die Zahl „10.000“ 

durch die Zahl „15.000“ ersetzt. 
 
f) In Abs. 4 Nr. 3 wird die Zahl „250.000“ 

durch die Zahl „500.000“ und die Zahl 
„25.000“ durch die Zahl „50.000“ er-
setzt. 

 
g) In Abs. 4 wird nach Nr. 3 folgende 

neue Nummer 4 eingefügt: 
 

„4. die Aufnahme von Darlehen im 
Rahmen des von der Verbandsver-
sammlung beschlossenen Wirt-
schaftsplanes.“ 

 
6. § 9 wird aufgehoben. 
 

7. § 10 wird aufgehoben. 
 
8. § 11 wird aufgehoben. 

 
9. Die bisherigen Paragraphen 12 bis 19 

werden zu den Paragraphen 9 bis 16. 
 
10. In der Überschrift des § 9 werden die 

Worte „und des Verbandsausschus-
ses“ gestrichen.  

 
11. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Abs. 1 werden die Sätze 2 bis 5 

aufgehoben. 
 
 

 
b) In Abs. 3 werden die Worte „des Ver-

bandsausschusses und“ und die Worte 
„und durch Aushang in den in § 18 
Abs. 1 dieser Satzung benannten 
Schaukästen der Gemeinde Kroppen-
stedt“ gestrichen.  

 
 

Artikel 2 
 
Die 4. Satzung zur Änderung der Ver-
bandssatzung des Wasser- und Abwas-
serzweckverbandes „Bode-Wipper“ tritt am 
Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Staßfurt, den 23.03.2010  
 
 
gez. Dr. Rosenthal          (Siegel) 
Verbandsgeschäftsführer 
 


